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(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter)

VERORDNUNGEN

VERORDNUNG (EU) 2021/1819 DES RATES
vom 18. Oktober 2021

zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 224/2014 iiber restriktive MaBnahmen angesichts der Lage in
der Zentralafrikanischen Republik

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 215,

gestiitzt auf den Beschluss 2013/798/GASP des Rates vom 23. Dezember 2013 iiber restriktive Maffnahmen gegen die
Zentralafrikanische Republik (),

auf gemeinsamen Vorschlag des Hohen Vertreters der Union fiir Auffen- und Sicherheitspolitik und der Europischen
Kommission,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Der Rat hat am 10. Mérz 2014 die Verordnung (EU) Nr. 224/2014 (*) angenommen, um bestimmte im Beschluss
2013/798|GASP vorgesehene Malnahmen umzusetzen.

(2)  Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen (VN-Sicherheitsrat) hat am 29. Juli 2021 die Resolution 2588 (2021)
verabschiedet. Mit dieser Resolution werden die Ausnahmen vom Waffenembargo und der Anwendungsbereich der
restriktiven Mafinahmen ausgeweitet.

(3)  Am 18. Oktober 2021 hat der Rat den Beschluss (GASP) 2021/1823 (*) angenommen, mit dem der Beschluss
2013/798/GASP im Einklang mit der Resolution 2588 (2021) des VN-Sicherheitsrats geindert wird.

(4)  Da einige dieser Anderungen in den Geltungsbereich des Vertrags fallen, ist fiir ihre Umsetzung gemeinsam mit den
in Anbetracht fritherer Resolutionen des VN-Sicherheitsrats vorgenommenen technischen Anpassungen eine
Regelung auf Unionsebene erforderlich, insbesondere um ihre einheitliche Anwendung durch die Wirtschaftsbe-
teiligten in allen Mitgliedstaaten zu gewihrleisten.

(5)  Die Verordnung (EU) Nr. 224/2014 sollte daher entsprechend gedndert werden —

() ABLL 352 vom 24.12.2013, S. 51.

(%) Verordnung (EU) Nr. 224/2014 des Rates vom 10. Mdrz 2014 tiber restriktive Mafinahmen angesichts der Lage in der Zentralafri-
kanischen Republik (ABL L 70 vom 11.3.2014, S. 1).

() Beschluss (GASP) 2021/1823 des Rates vom 18. Oktober 2021 zur Anderung des Beschlusses 2013/798/GASP iiber restriktive
Mafinahmen angesichts der Lage in der Zentralafrikanischen Republik (siehe Seite 11 dieses Amtsblatts).
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EU) Nr. 224/2014 wird wie folgt gedndert:
1. Artikel 3 Buchstabe e erhilt folgende Fassung:

,€) die Lieferungen von Waffen mit einem Kaliber von bis zu 14,5 mm sowie von Munition und Komponenten speziell

fur diese Waffen, von unbewaffneten militdrischen Landfahrzeugen und militdrischen Landfahrzeugen mit
lafettierten Waffen mit einem Kaliber von bis zu 14,5 mm und Ersatzteilen fiir dieselben, von Panzerfiusten und
von Munition speziell fiir solche Waffen sowie von Mérsern mit einem Kaliber von 60 mm und 82 mm und von
Munition speziell fir diese Waffen an die Sicherheitskrifte der Zentralafrikanischen Republik, einschlieflich der
zivilen Strafverfolgungsbehorden, betreffen, sofern diese Waffen, Munition, Komponenten und Fahrzeuge
ausschliefSlich zur Unterstiitzung des Prozesses der Sicherheitssektorreform in der Zentralafrikanischen Republik
oder zur Nutzung in diesem Prozess bestimmt sind und die Bereitstellung solcher Hilfe oder Dienste dem Sanktions-

ausschuss mindestens 20 Tage im Voraus angekiindigt wurde;*

2. In Artikel 5 Absatz 3 wird folgender Buchstabe angefiigt:

,k) an der Planung, Steuerung, Forderung oder Begehung von Handlungen in der Zentralafrikanischen Republik
beteiligt sind, die gegen das humanitire Volkerrecht verstofen, einschlieflich Angriffe auf medizinisches oder

humanitires Personal.*

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 18. Oktober 2021.

Im Namen des Rates
Der Priisident
J. BORRELL FONTELLES



	Verordnung (EU) 2021/1819 des Rates vom 18. Oktober 2021 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 224/2014 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in der Zentralafrikanischen Republik 

